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Abs. Stellungnahme 
Regionalplanerische Bewer-
tung (Kenntnisnahme/ Fund-

stelle der Bewertung) 

 
V-1100-2015-03-27-A   
Landeshauptstadt Düsseldorf 
Dokument 81878/2015 

Hinweise:  
Siehe auch Nachtrag der Stadt Düs-
seldorf 
V-1100-2015-08-10. 

 

01 Betreff: Stellungnahme zum Erarbeitungsverfahren für den Regionalplan Düsseldorf (RPD) 

 

Mit Schreiben vom 20.10.2014 haben Sie uns den Entwurf des neuen Regionalplans Düsseldorf zur Stellung-
nahme zugesandt. Die Verwaltung hat sich mit dem Planentwurf und den dazugehörigen Dokumenten ausei-
nandergesetzt und den politischen Gremien der Stadt Düsseldorf eine Stellungnahme vorgelegt. Nach intensiver 
Diskussion wurde die Stellungnahme in der beigefügten Version am 05.03.15 im Rat in öffentlicher Sitzung be-
schlossen. Ich über sende Ihnen hiermit die Unterlagen zur Einarbeitung im weiteren Verfahren. 

Die Landeshauptstadt Düsseldorf begrüßt ausdrücklich die Fortschreibung des Regionalplans. Die Rahmenbe-
dingungen für Planungen, die Bevölkerungsentwicklung sowie die Entwicklungen im Klimaschutz, im Hochwas-
serschutz oder in der Energiepolitik erfordern Anpassungen und eine Neuausrichtung der übergeordneten 
Planwerke. Die frühzeitige Einbindung der kommunalen Planungsverwaltung und die Möglichkeit zur fachlichen 
Auseinandersetzung auf verschiedenen Ebenen im bisherigen Verfahren werden dabei besonders anerkannt. 

Die Stadt Düsseldorf stimmt hinsichtlich der grundlegenden Zielrichtungen mit den Planungsabsichten der Be-
zirksregierung weitgehend überein. Insbesondere die Ziele und Grundsätze zur Reduzierung des Flächenver-
brauchs und zum Vorrang der Innenentwicklung sowie das Ziel der Ăbedarfsgerechten Flªcheninanspruchnah-
meñ werden ausdr¿cklich unterst¿tzt. 

Die beigefügte Stellungnahme bezieht sich daher auf die Themen, die aus Sicht der Stadt Düsseldorf kritisch 
und konstruktiv kommentiert werden müssen. Die Reihenfolge der Nennung der Ziele bzw. Grundsätze ergibt 
sich aus der Gliederung des Regionalplanentwurfs. 

 

Stellungnahme: 

Betreff: Fortschreibung des Regionalplans Düsseldorf (RPD), Entwurf Stand 

Die Ausführungen werden zur 
Kenntnis genommen. 

domea://|HOST=brd-prod02.domea.nrw.de|PORT=3466|TYPE=DOC|OBJECTID=1751417/
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August 2014 

Stellungnahme der Landeshauptstadt Düsseldorf 

Die Landeshauptstadt Düsseldorf begrüßt die Fortschreibung des Regionalplans. Die Rahmenbedingungen für 
Planungen, die Bevölkerungsentwicklung sowie die Entwicklungen im Klimaschutz, im Hochwasserschutz oder 
in der Energiepolitik erfordern Anpassungen und eine Neuausrichtung der übergeordneten Planwerke. Insbe-
sondere wird anerkannt, dass sich die Bezirksregierung in einem sehr umfassenden Prozess mit den Planungs-
absichten und Vorschlägen der Städte und Gemeinden in der Planungsregion auseinandergesetzt hat, und dass 
¿ber die ĂRunden Tischeñ und Arbeitsgesprªche zu verschiedenen Planungsthemen fr¿hzeitig die Mºglichkeit 
zur fachlichen Auseinandersetzung bestand.  

Daraus folgt auch, dass die Stadt Düsseldorf vom neuen Regionalplan eine Differenzierung der Planungsziele 
und -grundsätze entsprechend der teilräumlichen Entwicklungsperspektiven erwartet. Die Stadt Düsseldorf be-
grüßt ausdrücklich die Aufnahme der Ziele und Grundsätze zur Reduzierung des Flächenverbrauchs und zum 
Vorrang der Innenentwicklung. 

02 Die Abgrenzung der Signatur ĂRegionale Gr¿nz¿geñ, mit der nahezu sªmtliche Flªchen außerhalb der darge-
stellten Allgemeinen Siedlungsbereiche im Stadtgebiet überdeckt sind muss jedoch in einzelnen Fällen kritisch 
überprüft und angepasst werden.  

 

Kap. 8.2.PZ2dc-Allgemein 

Düsseldorf-PZ2dc 

 

03 Auch die Zielfestlegungen zu den zweckgebundenen Bereichen für gewerbliche und industrielle Nutzung ï 
Kombinierter Güterverkehr/Hafennutzung ï werden in der vorliegenden Form nicht mitgetragen. Eine pauschale 
Abstandsregel als Zielvorgabe, die die vorhandene Entwicklung und bestehendes Baurecht nicht berücksichtigt, 
ist nicht sachgerecht und stellt einen Eingriff in die kommunale Planungshoheit dar. 

 

Kap. 3.3.2-Z1 

Sonstiges-
Planungshoheitsbeachtung 

04 

 

Die Ausführungen zur Flächeninanspruchnahme und die Fokussierung auf die bedarfsgerechte Baulandentwick-
lung werden begr¿Çt. Es ist durch Abstimmung in der Region im Rahmen von ĂIn und Um D¿sseldorfñ gelungen, 
Wohnbauflächenbedarfe der Stadt Düsseldorf, die nicht mehr im Stadtgebiet verträglich gedeckt werden kön-
nen, in den Nachbargemeinden an besonders geeigneten Standorten darzustellen. Insbesondere das Bewer-
tungskriterium: die Nähe der Flächen zum Schienenpersonennahverkehr, ist für die Stadt Düsseldorf vor dem 
Hintergrund des Pendleraufkommens besonders wichtig. Mit diesem Prozess verbunden ist die Erwartung, dass 
auch in der Region eine städtebaulich qualitätsvolle und flächensparende Bebauung erfolgt.  

Kap. 8.2.PZ1a-
Bedarfsberechnung / In und 
Um 
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05 Beim Thema Freiraum ist die Darstellung sªmtlicher Stadtwªlder als ĂBereich zum Schutz der Natur (BSN)ñ die 
wesentlichste  nderungen im Vergleich zum GEP 99. Bisher sind die Stadtwªlder als ĂBereich zum Schutz der 
Landschaft und Landschaftsorientierter Erholung (BSLE)ñ dargestellt; die verªnderte Darstellung erfordert wei-
tergehende Regelungen im Landschaftsplan. 

Die Ausführungen werden zur 
Kenntnis genommen. 

06 

 

Die Ausführungen und Darstellungen zu den Zielen und Grundsätzen zum Thema Wasser sind im Planentwurf 
zweckgerichtet und nachvollziehbar dargelegt. Da ein Ausgleich aller Interessen angestrebt wird, waren keine 
grundsätzlichen Unstimmigkeiten oder Widersprüche erkennbar. 

Die Ausführungen werden zur 
Kenntnis genommen 

07 Im Bereich Verkehr/Infrastruktur ist anzumerken, dass die Regionalplanungsbehörde Teile des gemeldeten re-
gional bedeutsamen Hauptverkehrsstraßennetzes nicht in die Darstellungen übernommen hat. Die entspre-
chenden Abschnitte sind in den Anmerkungen zu den zeichnerischen Darstellungen aufgeführt. 

Die Ausführungen werden zur 
Kenntnis genommen. 

08 Die nachfolgende Stellungnahme zum Regionalplanentwurf beinhaltet die Anregungen aus den städtischen 
Fachämtern, die nach Auffassung der Stadt Düsseldorf ein Erfordernis zur Änderung oder Ergänzung der vorlie-
genden Planunterlagen auslösen.   

Im ersten Teil stehen dabei die textlichen Darstellungen und ihre Erläuterungen (Teil A) im Focus, gefolgt von 
den Anmerkungen zu den Beikarten (Teil B), zur Begründung zum Regionalplanentwurf (Teil C) und dem Um-
weltbericht zum Planentwurf (Teil D). Innerhalb der jeweiligen Teile A, B, C und D orientieren sich die Anregun-
gen an der Gliederung des Regionalplanentwurfs und den dazugehörigen Textteilen.    

Den Abschluss bilden die Änderung- und Ergänzungswünsche zu den zeichnerischen Darstellungen im Teil E. 
Die Abschnitte zur Siedlungsstruktur, zum Freiraum und zur Infrastruktur sind jeweils nach Stadtbezirken sor-
tiert, gefolgt von den Anregungen zu den zeichnerischen Darstellungen der Beikarten. 

 

Die Ausführungen werden zur 
Kenntnis genommen. 
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09 A. Zu den textlichen Festlegungen (Ziele und Grundsätze) und Erläuterungen  

Kap. 1 Gesamträumliche raumstrukturelle Aspekte 

 

Vorgaben und Erläuterun-
gen aus dem Regionalplan-
entwurf  

Sachverhalt / Bewertung Anregung / Änderungsvorschlag 

2.3.2 Klimaökologische 

Ausgleichsräume 

(G1) ĂéIn Luftaustauschge-

bieten sollen Bauleitpläne 

und Landschaftspläne so 

geändert oder beibehalten 

werden, dass é sich Verbes-

serungen für den Luftaus-

tausch ergebenñ. 

Die Vorgaben für bestehende und 

rechtskräftige Pläne sind aus 

Sicht der Stadt Düsseldorf nicht 

umsetzbar, ohne dass daraus 

Entschädigungsansprüche ent-

stehen können. Die Anwendung 

des Grundsatzes sollte deshalb 

auf neu aufzustellende Pläne be-

schränkt sein. 

Vorschlag zur Änderung des Tex-

tes: ĂIn Luftaustauschgebieten soll 

bei der Neuaufstellung von Bauleit- 

und Landschaftsplänen darauf ge-

achtet werden, dass Bodenbede-

ckungen é Verbesserungen f¿r 

den Luftaustausch ergebenñ. 

 

Kap. 2.3.2-G1 
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10  

Kap. 3. Siedlungsstruktur 

 

Vorgaben und Erläuterun-
gen aus dem Regionalplan-
entwurf 

Sachverhalt / Bewertung Anregung / Änderungsvorschlag 

3.1.1 Siedlungsbereiche 

entwickeln, Freiraum 

schützen 

(Z1) ĂDie Kommunen haben 

é zu gewªhrleisten, dass die 

Siedlungsentwicklung inner-

halb des Siedlungsraumes 

stattfindet. Dies gilt nicht é in 

den zeichnerisch nicht als 

Siedlungsraum dargestellten 

Ortsteilen. Hier ist die städte-

bauliche Entwicklung auf den 

Bedarf der ortsansässigen 

Bevölkerung und Betriebe zu 

richten (Eigenentwicklung).ñ  

in Verbindung mit  

4.1.2 Regionale Grünzüge 

(Z1) ĂRegionale Gr¿nzüge 

sind als wesentliche Teile des 

Regionalen Freiraumsystems 

zu sichern. Planungen und 

Maßnahmen, die die Aufga-

ben und Funktionen é beein-

Das Ziel des Flächensparens und 

der Ausrichtung der Entwicklung 

auf den Siedlungsraum wird aus-

drücklich befürwortet. Gemäß den 

Ausführungen in Ziel 1 unter 4.1.2 

wonach in den Regionalen Grün-

zügen Planungen und Maßnah-

men, die die Aufgaben und Funk-

tionen der Regionalen Grünzüge 

beeinträchtigen können, unzuläs-

sig sind, wäre in diesen Berei-

chen keine (Eigen-)Entwicklung 

mehr möglich.  

Es muss explizit klargestellt wer-

den, dass dies kein grundsätzli-

cher Zielkonflikt ist, sondern 

trotzdem die Eigenentwicklung 

der Ortslagen möglich bleibt. 

 

 

Es ist explizit klarzustellen, dass 

dies keine grundsätzlicher Zielkon-

flikt ist, sondern trotzdem die Ei-

genentwicklung der Ortslagen 

möglich bleibt. 

Kap. 3.1.1-Z1 

Kap. 4.1.2-Z1 
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trächtigen können, sind unzu-

lässig. Zulässig sind Infra-

struktureinrichtungen und 

Nutzungen, die von der Sa-

che her ihren Standort im 

Freiraum habenéñ 
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11 3.1.2 Verantwortungsvolle 

Flächeninanspruchnahme 

Erlªuterungen (3): ĂMittels 

des sogenannten Komponen-

tenmodells wird der zukünfti-

ge regionale Wohnungsbedarf 

für die Kreise und kreisfreien 

Städte anhand der Haus-

haltsvorausberechnung NRW 

(IT.NRW 2012) in Wohnein-

heiten berechnet.ñ 

Die Ergebnisse der Modellrech-

nung zur Entwicklung der Privat-

haushalte bis 2030, basieren auf 

der Bevölkerungsvorausberech-

nung des Landesamtes IT.NRW 

2011 bis 2030/2050. Diese hat für 

Düsseldorf einen Bevölkerungs-

zuwachs bis zum Jahr 2030 auf 

623.600 Einwohner prognosti-

ziert. Dementsprechend geht die 

Haushaltevorausberechnung für 

Düsseldorf von einem Anstieg der 

Haushalte von 327.900 (2012) auf 

344.200 (2030) aus (+16.300 

Haushalte). 

Die amtseigene Bevölkerungs-

prognose des Amtes für Statistik 

und Wahlen der Stadt Düsseldorf, 

die den Zeitraum bis zum Jahr 

2025 prognostiziert hat, geht von 

einem deutlich geringeren Bevöl-

kerungswachstum aus: 605.000 

Personen im Jahr 2025. Eine Ak-

tualisierung dieser Prognose wird 

vorbereitet.  

Die Gründe für die Abweichung 

von ĂAmt f¿r Statistik und Wah-

len- Prognoseñ zu der Vorausbe-

rechnung von IT.NRW sind: 1. 

unterschiedliche Datenquellen, 2. 

unterschiedliche Methodiken 

Auf die unterschiedliche Datenbasis 

Kommunen/Land muss, z.B. als 

Fußnote, hingewiesen werden. 

Kap. 8.2.PZ1a-
Bedarfsberechnung 
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(IT.NRW berücksichtigt nicht den 

geplanten Wohnungsneubau), 3. 

unterschiedliche Betrachtungs-

zeiträume, 4. Unterschiede in den 

Annahmen von Geburtenverhal-

ten und Wanderungen (als Folge 

von Pkt. 3).  

Nach unserer Einschätzung sind 

die durch IT.NRW für Düsseldorf 

prognostizierten Bevölkerungs-

zahlen zu hoch. Entsprechend 

geht die Stadt Düsseldorf davon 

aus, dass auch die von IT.NRW 

prognostizierten Haushaltszahlen 

zu hoch liegen. 
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12  

3.1.2 Verantwortungsvolle 

Flächeninanspruchnahme, 

(Z3) ĂDie im āFlªchenbedarfs-

kontoô ausgewiesenen Flä-

chenbedarfe können im Pla-

nungszeitraum ohne weitere 

Bedarfsprüfung durch eine 

Regionalplanänderung um-

gesetzt werden.ñ  

in Verbindung mit 

3.3.2 ĂZweckgebundene 

Bereiche für gewerbliche 

und industrielle Nutzun-

genñ 

(Z3) GIB mit der Zweckbin-

dung Überregional bedeut-

same Standorte für eine ge-

werbliche und industrielle 

Entwicklungéin Kre-

feld/Meerbuschñ mit der Be-

dingung ĂSie sind von der 

Belegenheitskommune bzw. 

der beteiligten Kommunen 

auf der Basis eines regiona-

len Gewerbe- und Industrief-

lächenkonzeptes abschnitts-

weise zu entwickeln.ñ 

Das erstformulierte Ziel setzt vo-

raus, dass für die im Flächenbe-

darfskonto bezifferten Bedarfe im 

Rahmen der Berechnungsmetho-

den eine Bedarfsprüfung erfolgt ist. 

Geht man davon aus, dass eine 

ĂAbbuchungñ von diesem Konto in 

Form einer Inanspruchnahme nicht 

nur in bereits bisher im FNP oder 

Regionalplan einer Nachbarge-

meinde dargestellten Gewerblichen 

Baufläche oder einem GIB erfolgt, 

sondern auch in einem neuen GIB 

mit besonderer Zweckbestimmung 

(GIB-Z), entsteht hier ein Wider-

spruch: Die Nichterforderlichkeit 

einer Bedarfsprüfung im Fall 1 wird 

ausgehebelt durch die Reglung im 

Fall 2, wonach ein regionales Ge-

werbe- und Industrieflächenkon-

zept zur Bedingung gemacht wird, 

das in der Regel eine Bedarfser-

mittlung beinhaltet. 

Es sollte klargestellt werden, dass 

für die Flächen aus den Flächen-

bedarfskonto, die durch ein GIB-Z 

entwickelt werden, keine erneute 

Bedarfsprüfung erforderlich ist.  

 

Kap. 3.3.2-Allgemein 
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13  

3.1.2 Verantwortungsvolle 

Flächeninanspruchnahme 

 

Tabelle 3.1.2.3  

Flächenbedarfskonto mit Start-

größen für Wohnen und Wirt-

schaftsflächen, Stand 

01.01.2012 

Den Städten Wuppertal, Solingen, 

Remscheid werden insgesamt 151 

ha auf dem Flächenbedarfskonto 

für Wirtschaftsflªchen Ăgutge-

schriebenñ, der Nachbarkreis 

Mettmann weist ebenfalls eine Un-

terdeckung auf, drei Städten wer-

den insgesamt 56 ha auf dem Flä-

chenbedarfskonto eingeräumt. Der 

Kreis wäre also keinesfalls in der 

Lage, Bedarfe des Bergischen 

Städtedreiecks zu decken; das 

Düsseldorfer Konto umfasst 69 ha 

und kann nach Lage der Dinge 

lediglich in den Rhein-Kreis Neuss 

Ăexportiertñ werden. 

Es wird angeregt zu thematisie-

ren, wo und ob der prognostizier-

te Flächenbedarf in der Region 

gedeckt werden kann. Für die 

Deckung der Düsseldorfer Bedar-

fe würde voraussichtlich der 

Rhein-Kreis-Neuss in Frage 

kommen. Daher ist nicht klar wo 

eine Deckung des Bedarfs der 

Bergischen Städte und des Krei-

ses ME erfolgen könnte.  

 

Kap. 3.1.2-Z3 
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14  

3.2.1 Nachhaltiges Wachsen 

in den Allgemeinen Sied-

lungsbereichen 

 

(G1) ĂBauland soll vorrangig in 

den Ăzentralºrtlich bedeutsa-

menñ ASB (ZASB) é entwi-

ckelt werdenéñ 

 

in Verbindung mit den Darstel-

lungen der Beikarte 3B, Blatt 2 

Auch innerhalb des Oberzentrums 

Düsseldorf sind Zentrale Allgemei-

ne Siedlungsbereiche (ZASB) defi-

niert, in denen dem Grundsatz 

nach vorrangig die bauliche Ent-

wicklung stattfinden soll. Diese 

Darstellung vernachlässigt, dass 

aufgrund der oberzentralen Funkti-

on Düsseldorfs die ZASB häufig 

durch besondere Störungen (Ver-

anstaltungen, Verkehr etc.) beein-

trächtig sind. Für das Wohnen 

werden daher auch die Randlagen 

ohne besondere oberzentrale 

Funktionen stark nachgefragt. 

Gleichzeitig sind viele der Randla-

gen gut an den ÖPNV angebun-

den, so dass die kleinteilige Unter-

scheidung der ASB und ZASB in-

nerhalb Düsseldorfs hinterfragt 

werden sollte.  

Die Unterscheidung ASB und 

ZASB bzw. deren Ausdehnung 

und Darstellung im Düsseldorfer 

Stadtgebiet sollte vor diesem Hin-

tergrund noch mal geprüft wer-

den. 

 

Kap. 7-Beikarte 3B 
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15  

3.3.1 Bereiche für Gewerbe 

und Industrie (GIB und ASB-

GE) 

(Z1) In den Bereichen für ge-

werbliche und industrielle Nut-

zungen (GIB) können emittie-

rende Gewerbe- und Industrie-

betriebe angesiedelt, in ihrem 

Bestand gesichert und erweitert 

werden. 

GIB sollen für Emittenten gesichert 

werden. Unklar ist, ob bei Ände-

rung eines Bebauungsplans in 

einem GIB zum Ausschluss von 

Einzelhandel, gleichzeitig zur Erfül-

lung der Ziele von Raumordnung 

und Landesplanung der B-Plan 

entsprechend mit Emissionsunter-

suchung etc. überarbeitet und die 

Nutzung differenziert werden 

muss? Dies würde einen entspre-

chenden Mehraufwand bedeuten 

und ggf. neue Konflikte schaffen. 

Es sollte in den Erläuterungen ein 

Passus zur Klärung des möglich-

erweise neu entstehenden Auf-

wands und zum Umgang mit den 

vereinfachten Änderungen zum 

Ausschluss von Einzelhandel 

eingefügt werden. 

 

Kap. 3.3.1-Z1 
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16  

3.3.1 Festlegungen für Ge-

werbe  

Zur Erlªuterung Nr. 2 ĂUmgang 

mit emittierenden Betriebenñ 

Die Bemühungen der im Gel-

tungsbereich des Regionalplans 

liegenden Städte mit Luftreinhalte-

plänen zur Senkung der Luftbelas-

tung sollten durch geeignete pla-

nerische Vorgaben im Regional-

plan unterstützt werden. So führt 

die projektbezogene Irrelevanz-

schwelle der TA-Luft von 3% Zu-

satzbelastung in den betroffenen 

Kommunen immer wieder zu 

durchaus relevanten Immissions-

erhöhungen von Luftschadstoffen; 

nicht selten werden die maßgebli-

chen Grenzwerte der 39. BImSchV 

somit überschritten.  

Die Ausweisung flächenintensiver, 

emittierender Großvorhaben sollte 

mit entsprechenden weitergehen-

den Anforderungen verbunden 

werden.  

Vorschlag ergänzende Erläute-

rung 2a: 

Um die Vorgaben und Zielwerte 

der Luftreinhalteplanung umset-

zen bzw. erreichen zu können, 

sollte eine Absenkung der Irrele-

vanzschwelle der TA-Luft auf 1% 

bei flächenintensiven, emittieren-

den Großvorhaben über geeigne-

te landesplanerische und / oder 

immissionsschutzrechtliche Rege-

lungen gewährleistet werden. 
 

Kap. 3.3.1-Allgemein 
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17  

3.3.2 Zweckgebundene Bereiche für ge-

werbliche und industrielle Nutzungen 

(Z1) ĂGIB mit der Zweckbindung é Hafen-

nutzung und hafenaffines Gewerbe sind dar-

gestellt in: é 

- Düsseldorf-Hafen,  

- Düsseldorf-Reisholz, éñ  

in Verbindung mit der Begründung S. 55/56 

ĂF¿r die multimodalen Standorte mit Hafen-

anschluss wird der Rahmen sogar noch en-

ger gezogen als im LEP-EntwurfñéñIn den 

GIBZ des Regionalplans dürfen nur solche 

Nutzungen angesiedelt werden, die einen 

funktionalen Zusammenhang mit dem Um-

schlag oder dem Betrieb eines Hafens auf-

weisen.ñ 

Diese Forderung 

schränkt zukünftige 

Bauvorhaben im Ha-

fen erheblich ein. 

Die Festlegung der Nutzung aus-

schließlich auf hafenaffines Ge-

werbe als Zielfestlegung ohne 

Abwägungsmöglichkeit ist zu 

weitreichend und greift in die 

kommunale Planungshoheit ein. 

Diese Zielfestlegung ist in einen 

Grundsatz umzuwandeln, um 

einen Abwägungsspielraum zu 

behalten. 

 

 

3.3.2 Zweckgebundene Bereiche für ge-

werbliche und industrielle Nutzungen 

(Z1) ĂGIB mit der Zweckbindung é Hafen-

nutzung und hafenaffines Gewerbe sind 

dargestellt in: é 

- Düsseldorf-Hafen,  

- Düsseldorf-Reisholz, éñ  

é ĂIn den Bauleitplªnen d¿rfen neue 

Wohnbauflächen, gemischte Bauflächen 

Im Bereich des 300 m 

Abstands des Hafens 

liegen die Kesselstraße 

und insbesondere die 

Halbinsel Spedition-

straße, die als Umstruktu-

rierungsgebiet mit seit 

Jahrzehnten aufgegebe-

ner Hafennutzung inzwi-

schen Teil des Medienha-

Kritisch wird der pauschale 

Abstand von 300 m gesehen. 

Der Abstand ist laut der Be-

gründung zum Regional-

plan(zu Kap.3.3.2, Seite 52) 

dem Abstandserlass NRW für 

typische Hafenbetriebe ent-

nommen worden. Die genaue 

Prüfung von Abständen erfolgt 

im Bauleitplanverfahren und 

Kap. 3.3.2-Z1 

Sonstiges-
Planungshoheitsbeachtung 
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und Sonderbauflªchen é nur in einem Ab-

stand von mehr als 300m von den Grenzen 

der GIB mit Zweckbindung é -Hafen und 

hafenaffines Gewerbe- ausgewiesen wer-

denñ. é ĂNicht umgesetzte Wohnbauflä-

chen, gemischte Baufläche und Sonderbau-

flªchen é in einem Abstand von weniger 

als 300 m é sind zur¿ckzunehmen, sofern 

keine Entschädigungsansprüche nach 

BauGB ausgelöst werden und die Rück-

nahme zu einer Verminderung des Konflikt-

potenzials zwischen den beiden Nutzungen 

f¿hrt.ñ  

In Verbindung mit Erläuterungen (5) Abs. 2 

ĂAls nicht umgesetzt é sind solche Bauflä-

chen é anzusehen, f¿r die entweder keine 

verbindliche Bauleitplanung besteht oder é 

noch keine Bauvorhaben genehmigt wur-

den.ñ 

fens ist.  

Der Bereich Speditions-

traße-West wird nach 

wirksamer 116. FNP Än-

derung als gemischte 

Baufläche dargestellt, der 

B-Plan mit Mischgebiet 

befindet sich im fortge-

schrittenen Aufstellungs-

verfahren. Die Lösung 

der Immissionskonflikte 

(Überschreitung der Ge-

werbelärmwerte zur 

Nachtzeit) erfolgt durch 

Festsetzungen im Be-

bauungsplan (Festset-

zungen zum baulichen 

Schallschutz für schutz-

bedürftige Aufenthalts-

räume, keine Einschrän-

kungen für Hafenbetriebe 

gegenüber des derzeiti-

gen Planungsrechts GE).  

Die Unterschreitung des 

angemessenen Abstands 

von 900 m zum Störfall-

betriebsbereich DCH 

(das Plangebiet liegt nur 

850 m entfernt) wird mit 

der Berücksichtigung der 

gewichtigen sozio-

erst dann sollte auch ein Ab-

stand festgesetzt werden. 

Die aufgeführte Ausnahmere-

gelung für einen Abstand von 

weniger als 300m ist für die 

Halbinsel Speditionstraße in 

Betracht zu ziehen. 

Die Regelung zur Rücknahme 

von Bauflächen, die bereits im 

FNP enthalten sind, ist zurück-

zunehmen. An anderer Stelle 

wird festgestellt, dass Ăalle 

Flächen, die bereits durch die 

Flächennutzungsplanung in 

Anspruch genommen worden 

sind, [é] im Zuge der Planer-

arbeitung in der Regel als Flä-

chen bewertet [wurden], die für 

die Gemeinden und Städte als 

kurzfristiges Entwicklungspo-

tenzial gelten.ñ (Begr¿ndung 

Kap 7.1.1, Abs.2).Flächen, die 

bereits im FNP, also in der 

vorbereitenden Bauleitplanung 

enthalten und rechtlich gesi-

chert sind, dokumentieren die 

planerischen Absichten der 

Kommune. Die geforderte 

Rücknahme widerspricht dem 

Vertrauensschutz und ebenso 

dem Gegenstromprinzip. Es 



 

Seite 16 von 292 

 

ökonomischen Gründe in 

der Abwägung begrün-

det. 

Für den Bereich Spediti-

onstraße Ost gilt das 

Planungsziel gemischte 

Baufläche entsprechend 

dem Aufstellungsbe-

schluss der 158. FNP 

Änderung. 

Darüber hinaus liegen die 

nördlichen bebauten Be-

reiche von Düsseldorf-

Hamm innerhalb des 300 

m Abstands. 

gibt keinen Anlass, den Ver-

trauensschutz in diesem The-

menbereich außer Kraft zu 

setzen. 
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18 3.4 Großflächiger Einzelhan-

del 

(G1) ĂDie Darstellung und Fest-

setzung von Kerngebieten und 

Sondergebieten im Sinne des 

§11 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO soll 

nur innerhalb der Beikarte 3B- 

Zentralörtlich bedeutsame All-

gemeine Siedlungsbereiche ï 

abgebildeten, zentralörtlichen 

bedeutsamen Allgemeinen Sied-

lungsbereichen erfolgen.ñ 

Nach den Erläuterungen bezieht sich 

der Grundsatz G1 nur auf Einkaufs-

zentren. Diese werden in ihrer Lage 

auf die Allgemeinen Siedlungsberei-

che, die zentralörtlich bedeutsam 

sind, beschränkt. 

Folgende Stadtteile von Düsseldorf 

haben in der Beikarte 3B keine zent-

ralörtliche Bedeutung, verfügen al-

lerdings über Stadtteilzentren: Kai-

serswerth, Lohausen, Angermund, 

Gerresheim Süd, Unterbach, Heller-

hof und Heerdt. Aus Sicht der Ein-

zelhandelssteuerung kann es durch-

aus städtebaulich erforderlich sein, 

in diesen Zentren, ihrem Versor-

gungsauftrag entsprechend, auch 

Einkaufszentren in B-Plänen festzu-

setzen. Nach herrschender Meinung 

gibt es keine Untergrenze für die 

Mindestverkaufsflächenausstattung 

für ein Einkaufszentrum. Daher 

könnte es beispielsweise in naher 

Zukunft im Bereich des Zentrums 

Heyestraße Süd erforderlich werden, 

ein kleines Einkaufszentrum festzu-

setzen. Die Auseinandersetzung mit 

einem Grundsatz der Raumordnung 

macht einen Bebauungsplan mit der 

Zielrichtung der Einzelhandelssteue-

rung rechtlich angreifbar. Zudem 

Es wird darum gebeten, im 

Sinne des Gegenstromprin-

zips, die im Rahmenplan Ein-

zelhandel der Stadt Düsseldorf 

2007 festgelegten zentralen 

Versorgungsbereiche bei der 

Ausweisung der zentralörtlich 

bedeutsamen Allgemeinen 

Siedlungsbereiche zu berück-

sichtigen.  

Es wird angeregt auf den 

Grundsatz entweder ganz zu 

verzichten oder im Fall von 

Düsseldorf keine Unterschei-

dung in Allgemeine Siedlungs-

bereiche mit zentralörtlicher 

Bedeutsamkeit vorzunehmen. 

Der LEP ï Sachlicher Teilplan 

Großflächiger Einzelhandel 

macht zur Zulässigkeit von 

Planungen von Betrieben ge-

mäß § 11 Abs. 3 BauNVO be-

reits so enge Vorgaben, dass 

eine Feinsteuerung auf Ebene 

des Regionalplans nicht erfor-

derlich erscheint. Sollte an 

dem Grundsatz festgehalten 

werden, würde dies bedeuten, 

dass die Regionalplanung ei-

nige Zentren in Düsseldorf 

hinsichtlich ihrer Entwick-

Kap. 3.4-G1 



 

Seite 18 von 292 

 

kann ein großflächiger Einzelhan-

delsbetrieb gemäß § 11 Abs. 3 Nr. 2 

BauNVO größere Auswirkungen als 

ein kleines Einkaufszentrum hervor-

rufen, so dass die Einschränkung 

auf den Betriebstyp ĂEinkaufszent-

rumñ nicht sachgerecht erscheint. 

lungsperspektiven stark ein-

schränkt und gegenüber ande-

ren Zentren benachteiligt. Die 

dafür erforderliche regional-

planerische Begründung fehlt. 

Dies kann auch vor dem Hin-

tergrund des demographi-

schen Wandels nicht gewollt 

sein. 
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19  

3.4 Großflächiger Einzelhan-

del 

(G2) ĂDie Darstellung und Fest-

setzung von Kerngebieten und 

Sondergebieten für Vorhaben im 

Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO 

soll nur dann erfolgen, wenn 

sichergestellt ist, dass eine An-

bindung an den öffentlichen 

Personennahverkehr besteht. 

Vorhaben, die auf Grund des 

Umfangs ihrer Verkaufsflächen 

oder der Art ihrer Sortimente 

einen besonders großes Besu-

cheraufkommen erwarten las-

sen, sollen nur an Standorten 

geplant werden, die an den öf-

fentlichen Schienenpersonen-

nahverkehr angebunden sind.ñ 

Erläuterungen zu 3.4 

Nach den Erläuterungen soll bei 

neuen Einzelhandelsstandorten ge-

prüft werden, wie weit der nächste 

ÖPNV-Haltepunkt entfernt ist. Ent-

fernungen von 700-1.000 Meter sol-

len nicht überschritten werden. Ab 

einer Größenordnung von 25.000 

qm Verkaufsfläche wird eine Anbin-

dung an den Schienenpersonennah-

verkehr (Zuggattungen: Regionalex-

press, Regionalbahn und S-Bahn) 

grundsätzlich vorausgesetzt.  

Eine gute Erreichbarkeit mit dem 

ÖPNV ist für alle Einzelhandels-

großprojekte wünschenswert. Aller-

dings gibt es je nach Einzelhandels-

ansiedlung große Unterschiede hin-

sichtlich des Einzugsbereichs und 

des Mobilitätsverhaltens.  

Gerade im Bereich der Nahversor-

gung ist der Anteil der Kundinnen 

und Kunden, die den Einkauf zu Fuß 

oder mit dem Rad tätigen, wenn der 

Nahversorger sich in einer integrier-

ten Lage befindet, sehr hoch. Daher 

ist in diesen Fällen die richtige städ-

tebauliche Lage aus Sicht der Stadt 

Düsseldorf viel wichtiger als eine 

leistungsfähige ÖPNV-Anbindung. 

Es wird darum gebeten, die in 

diesem Grundsatz festgeleg-

ten Planungsvorgaben in Be-

zug auf ihre Effektivität und 

Umsetzbarkeit zu überprüfen. 

Kap. 3.4-G2 
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Zumal der Anteil der Kundinnen und 

Kunden die zur Eindeckung mit Gü-

tern des täglichen Bedarfs den 

ÖPNV nutzen sehr gering ist. Zudem 

gibt es sehr große Unterschiede 

hinsichtlich der Qualität und Leis-

tungsfähigkeit der ÖPNV-Anbindung, 

so dass dieser Grundsatz nicht zur 

Standortverbesserung bei Einzel-

handelsansiedlungen beitragen 

kann. 

Bei nicht zentrenrelevanten Einzel-

handelsbetrieben mit 25.000 qm 

Verkaufsfläche und mehr kommt es 

bei der Beurteilung der Erforderlich-

keit und Rentabilität einer Anbindung 

mit dem Schienenpersonennahver-

kehr in erster Linie auf das städte-

bauliche Umfeld, das vorhandenen 

Nahverkehrsnetz sowie das vorge-

sehene Segment bzw. Sortiment 

(z.B. Möbel oder Gartenfachmarkt) 

an. Laut Rahmenplan Einzelhandel 

von 2007 wurde bei der Ausweisung 

der Fachmarktstandorte im Düssel-

dorfer Stadtgebiet in erster Linie auf 

eine leistungsfähige IV-Anbindung 

geachtet.  
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20  

3.4 Großflächiger Einzelhan-

del 

(G3) ĂDie zentralen Versor-

gungsbereiche sollen auch im 

Flächennutzungsplan dargestellt 

werden.ñ Sowie Begr¿ndung: 

Textliche Darstellungen: Sied-

lungsstruktur, 3.4 Großflächiger 

Einzelhandel 

in Verbindung mit der Begrün-

dung 

: ĂDie in den Konzepten festge-

legten zentralen Versorgungsbe-

reiche [é] sollten daher zusªtz-

lich auch im Flächennutzungs-

plan dargestellt werden. [é] Im 

Rahmen dieser verfahrensmäßi-

gen Arbeitsschritte bietet sich 

die Aufnahme der zentralen 

Versorgungsbereiche in den 

Flächennutzungsplan ohne un-

verhältnismäßigen Mehraufwand 

an.ñ 

Die Frage, ob zentrale Versorgungs-

bereiche sinnvoller Weise im Flä-

chennutzungsplan dargestellt wer-

den, sollte grundsätzlich der Pla-

nungshoheit der Kommunen über-

lassen werden.  

Die Regelung im Regionalplan führt 

zu Rechtsunsicherheit und macht in 

Folge dessen Bebauungspläne zur 

Steuerung von Einzelhandel recht-

lich angreifbar. 

Es wird angeregt auf diesen 

Grundsatz zu verzichten. 

 

 

Kap. 3.4-G3 
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21 Kap. 4 Freiraum 

Vorgaben und Erläuterungen aus 
dem Regionalplanentwurf 

Sachverhalt / Bewertung Anregung / Änderungsvorschlag 

4.1.2 Regionale Grünzüge 

(Z1) ĂRegionale Gr¿nz¿ge sind als 

wesentliche Teile des Regionalen 

Freiraumsystems zu sichern. Pla-

nungen und Maßnahmen, die die 

Aufgaben und Funktionen der Regi-

onalen Grünzüge beeinträchtigen 

kºnnen, sind unzulªssig.ñ 

Erlªuterungen (1): ĂDie Regionalen 

Grünzüge nehmen primär siedlungs-

bezogene Funktionen (räumliche 

Gliederung und klimaökologischer 

Ausgleich) sowie primär freiraumbe-

zogene Funktionen (siedlungsnahe 

Erholung, Biotopvernetzung) wahr 

oder sind daf¿r vorgesehen.ñ  

Erläuterungen (2) (zu Z1): 

Aufgaben und Funktionen insbeson-

dere:  

- Einengungen und Zerschneidung 

des Freiraums vermeiden; 

- Ökologisch wirksame Verbindun-

gen erhalten und verbessern; 

 

 

Das gesamte Stadtgebiet 

ist außerhalb der ASB und 

GIB - bis auf die Flächen 

östlich einer Linie etwa 

entlang des Rotthäuser 

Weges sowie in einem 

Bereich nördlich und süd-

lich der Fährstraße zwi-

schen Hammer Dorfstraße 

und Südring ï mit der Sig-

natur ĂRegionaler Gr¿n-

zugñ ¿berlagert. Auch 

Grünflächen innerhalb des 

Stadtgebiets, wie der Hof-

garten und der Schloss-

park Benrath, sind einbe-

zogen.  

Die Darstellung der Grün-

züge ist unspezifisch, im 

regionalen Maßstab gese-

hen viel zu kleinteilig, und 

deshalb in Teilen nicht 

sachgerecht. Es ist davon 

auszugehen, dass ganze 

Ortslagen mit annähernd 

4000 Einwohnern (Lohau-

sen) nur begrenzt die in 

den Erläuterungen ge-

Es wird eine den Funktionen ent-

sprechende differenziertere und re-

duzierte Darstellung der Regionalen 

Grünzüge gefordert. 

Es sollte geprüft werden, ob zur Er-

füllung vieler freiraumbezogenen 

Aufgaben und Funktionen die Dar-

stellung gemäß dem Naturschutz-

recht (BSLE, BSN) als ausreichend 

angesehen werden kann. Zugleich 

kann mit einer Reduzierung der Sig-

natur eine bessere Lesbarkeit des 

Planes erzielt werden. In allen ande-

ren Bereichen ist zu prüfen, ob die 

angestrebten Aufgaben und Funktio-

nen tatsächlich erfüllt werden oder 

erfüllt werden können.  

 

 

 

 

 

 

 

Düsseldorf-PZ2dc 

Kap. 8.2.PZ2dc-Allgemein 



 

Seite 23 von 292 

 

 

 

 

- Barrieren, die die Funktionsfähig-

keit (Klima, Erholung, Biotopvernet-

zung) einschränken, beseitigen. 

nannten Funktionen über-

nehmen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Darüber ist fraglich, ob die 

innerstädtischen Grünflä-

chen in einem regionalen 

Kontext zu sehen sind. Die 

Definition der Grünzüge in 

der Anlage 3 zur LPlG 

DVO, an die die Zielfestle-

gung Z1 anknüpft (siehe 

Begründung 4.1.2, S 65) 

benennt ĂGr¿nverbindun-

gen oder Gr¿ng¿rtelñ, die 

erhalten, entwickelt oder 

geschützt werden sollen. 

Im Maßstab der Regional-

planung legt der Begriff 

 

 

Die Reduktion des Regionalen 

Grünzugs im Osten des Stadtgebiets 

steht nicht im Konflikt mit der Land-

schaftsplanung, da mit Ausnahme 

einer Fläche südlich der Bergischen 

Kaserne und der B7 ein ausreichen-

der Freiraumschutz durch die Dar-

stellung als BSN bzw. BSLE gege-

ben ist; diese Fläche sollte wie im 

GEP 99 als BSLE dargestellt wer-

den. 
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ĂGr¿ng¿rtelñ nahe, dass 

zusammenhängende Frei-

raumbereiche außerhalb 

der großen Siedlungsflä-

chen gemeint sind, nicht 

aber jede Grünfläche und 

auch nicht die besiedelten 

Bereiche. 
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22 4.2.2 Schutz der Natur 

Ausdehnung von Bereichen für 

den Schutz der Natur (BSN) im 

Gebiet der Stadt Düsseldorf 

Die Ausdehnung der BSN hat Kon-

sequenzen für den Landschaftsplan, 

der die Stadtwälder überwiegend als 

Landschaftsschutzgebiet (LSG) und 

nur zum Teil als Naturschutzgebiet 

(NSG) ausweist.  

Im Zuge der Fortschreibung 

des Landschaftsplans sind die 

Schutzzwecke entsprechend 

Ziel 1 für die BSN insb. im 

Hinblick auf die Biotopver-

bundfunktion zu konkretisieren 

und die Ver- und Gebote ent-

sprechend anzupassen. Der 

besonderen Bedeutung für die 

naturverträgliche Erholung ist 

dabei gemäß Grundsatz 1 für 

die BSN Rechnung zu tragen. 

Da der Düsseldorfer Stadtwald 

seit 2000 nach Maßgabe der 

FSC-Zertifizierung naturnah 

bewirtschaftet wird, sind auf-

grund der Unberührtheitsklau-

sel für die ordnungsgemäße 

Forstwirtschaft keine Konflikte 

mit der bisherigen Bewirtschaf-

tungspraxis zu erwarten. 
 

Kap. 4.2.2-Allgemein 
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23  

4.4.1 Wasserhaushalt 

(G2) ĂBei standortbezogenen 

raumbedeutsamen Planungen 

und Maßnahmen soll eine Besei-

tigung vorhandener Grundwas-

serbelastungen vorgesehen wer-

den.ñ 

In der Erläuterung (2) zu G2 wird 

das bestehende Kooperations-

modell Landwirt-

schaft/Wasserwirtschaft erwähnt. 

Darüber hinaus könnte die Ent-

wicklung weiterer Kooperations-

modelle ergänzende Ansatzpunk-

te für den Schutz und die Sanie-

rung des Grundwassers bieten. 

In den bestehenden Kooperationen 

ist noch nachhaltiger auf die Ver-

meidung von Grundwasserbelas-

tungen zu drängen. 

Das Kooperationsmodell Was-

serwirtschaft/ Landwirtschaft 

sollte nicht nur im Kapitel 

Wasserhaushalt aufgenom-

men werden, sondern auch im 

Kapitel Landwirtschaft (4.5) 

 

Kap. 4.4.1-G2 
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24  

4.4.3 Grundwasser- und Gewässerschutz 

(G1) ĂIn den dargestellten Bereichen f¿r 

Grundwasser- und Gewässerschutz soll die 

Ausweisung von Bauflächen im Rahmen der 

Bauleitplanung so erfolgen, dass die Grund-

wasserneubildung und Gefährdungen der 

Grundwasservorkommené.ausgeschlossen 

werden.ñ 

(G2) ĂDie ¿ber die dargestellten Bereiche f¿r 

Grundwasser- und Gewässerschutz hinaus-

gehenden erweiterten Einzugsbereiche der 

öffentlichen Trinkwassergewinnung gemäß 

Beikarte 4G ï Wasserwirtschaft - haben die 

Wirkung von Vorbehaltsgebieten.ñ 

Es ist richtig, nicht ausgewie-

sene Wasserschutzgebiete 

zumindest als Vorbehaltsge-

biete zu deklarieren, eine 

Gleichsetzung mit ausgewie-

senen WSZ IIIB sollte aber 

systematisch vermieden wer-

den, da in den Schutzge-

bietsverordnungen ( Zone 

IIIB) auch Verbote und Ge-

nehmigungstatbestände auf-

geführt sind. 

Die WSZ IIIB sind eben-

falls wie die anderen 

WSZ unter den Grund-

satz (G1) zu stellen, so 

dass auch dort vorran-

gig der wasserwirt-

schaftliche Vorsorge-

grundsatz und eine aus-

reichende Grundwas-

serneubildung bei 

raumbedeutsamen Pla-

nungen soweit wie mög-

lich gewährleistet wer-

den. Daher sollten die 

erweiterten Schutzge-

biete (WSZ IIIB und 

darüber hinaus gehende 

Einzugsbereiche) auch 

in die zeichnerische 

Darstellung des Regio-

nalplans aufgenommen 

werden. 
 

Kap. 4.4.3-G2 

Kap. 8.2.PZ2dd-Allgemein 
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25  

4.4.4 Vorbeugender Hochwas-

serschutz 

Im Entwurf der Erläuterungen zu 

Kapitel 4.4.4 - Vorbeugender 

Hochwasserschutz- wird unter 

Ziffer 9 ausgeführt, dass Flä-

chen, die bei einem Extrem-

hochwasserereignis überflutet 

werden, bei der Raumplanung 

zu berücksichtigen sind. Konkret 

soll in solchen Gebieten: 

¶ nach Möglichkeit auf zusätz-

liche Nutzungen verzichtet 

werden, die im Falle einer 

Überflutung eine Gefährdung 

für die Allgemeinheit darstel-

len. 

¶ neue kritische Infrastruktur, 

z.B. Standorte für den Kata-

strophenschutz, Kranken-

häuser, Turnhallen und Leit-

stellen nicht vorgesehen 

werden. 

Für die Stadt Düsseldorf würde dies 

eine erhebliche Einschränkung für 

die zukünftige Planung bedeuten. 

Bei einem Extremhochwasserereig-

nis des Rheins würden rd. ein Viertel 

des Stadtgebietes überflutet werden. 

Bisher wurde davon ausgegangen, 

dass sich Restriktionen für die Er-

richtung und Erweiterung von bauli-

chen Anlagen auf die Über-

schwemmungsgebietsflächen be-

ziehen. Eine Ausweitung von Ein-

schränkungen auch auf Flächen, die 

bei einem Extremereignis überflutet 

werden, ist bisher gesetzlich nicht 

geregelt. 

Die Anforderung wird als deut-

liche Einschränkung der kom-

munalen Planungshoheit be-

trachtet und in dieser pauscha-

len Form abgelehnt. Unabhän-

gig hiervon werden über-

schwemmungsgefährdete Ge-

biete im Rahmen städtebauli-

cher Planungen berücksichtigt. 

 

Kap. 4.4.4-G2 
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26 4.5.1 Landbewirtschaftung 

und natürliche Ressourcen 

(G2) ĂIn den Allgemeinen Frei-

raum- und Agrarbereichen sollen 

die folgenden Flächen, Bereiche 

bzw. Räume nicht für raumbe-

deutsame Planungen und Maß-

nahmen in Anspruch genommen 

werden, sofern diese deren ag-

rarwirtschaftliche Bedeutung 

beeinträchtigen: 

- agrarstrukturell bedeutsame 

Flächen in landwirtschaftli-

chen Produktionsräumen mit 

hoher Produktivität, die in 

Beikarte 4J ï Landwirtschaft 

ï dargestellt sind; 

- Bereiche, in denen durch 

aufwändige agrarstrukturelle 

Maßnahmen besonders gute 

agrarstrukturelle Bedingun-

gen geschaffen wurdenéñ 

Die in der Beikarte 4J getroffenen 

Darstellungen sind in folgenden 

Bereichen in ihrer Lage und Aus-

dehnung nicht nachvollziehbar: 

- westlich angrenzend/im FFH-

Gebiet Ă¦beranger  Markñ 

- bandartige Fläche nördlich des 

Flughafens  

- Fläche im Rheinvorland an der 

Lausward 

- Flªchen an/im NSG ĂRotthªu-

ser Bachtalñ  

- zwei Flächen in der Urdenba-

cher Kämpe 

Nicht dargestellt werden hingegen 

entsprechende Flächen in Hamm 

und Volmerswerth. 

Die darzustellenden Flächen 

sollten größer als 10 ha sein, 

entsprechend der Maßstäblich-

keit des Regionalplans. 

Im Hinblick auf Transparenz und 

Nachvollziehbarkeit wird darum 

gebeten die Datenquelle(-n) und 

die Auswahl der Kriterien, die zu 

den Aussagen von G1 bis G3 

geführt haben, zu benennen. 

 

Kap. 7-Beikarte 4J 
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27 Kap. 5 Infrastruktur 

 

Vorgaben und Erläuterungen 
aus dem Regionalplanentwurf 

Sachverhalt / Bewertung 
Anregung / Änderungsvor-
schlag 

5.1 Verkehrsinfrastruktur 

5.1.1 Übergreifende Aspekte 

(G3) ĂBei Planung und Ausbau 

von Verkehrsinfrastruktur sollen 

in überwiegend für Wohnzwe-

cke genutzte Bereiche, é die 

Belange der Bevölkerung im 

Hinblick auf Immissionsschutz 

ber¿cksichtigt werden.ñ 

Die Berücksichtigung der immissi-

onsschutzrechtlichen Belange ist 

keine ĂSoll- oder Kannñ-

Bestimmung. Bei Planung und Bau 

von Verkehrswegen sind gemäß 

der 16. BImSchV, zumindest die 

Belange des Lärmschutzes zu be-

rücksichtigen.  

Der Grundsatz (G3) braucht jedoch 

nicht in eine Zielformulierung um-

gewandelt werden, da bestehende, 

rechtliche Vorgaben dies bereits 

abdecken. 

In den Erläuterungen zu den 

Grundsätzen G1 bis G3, insbeson-

dere bei den Ausführungen unter 

Nr. 5 findet der übergreifende As-

pekt ĂMenschliche Gesundheitñ kei-

ne Erwähnung. 

Eine Änderung der Formulierung 

wird empfohlen:  

ĂBei Planung und Ausbau von 

Verkehrsinfrastruktur sind in 

überwiegend für Wohnzwecke 

genutzte Bereiche, é die Belan-

ge der Bevölkerung im Hinblick 

auf Immissionsschutz zu berück-

sichtigen.ñ 

Der übergreifende Aspekt 

ĂMenschliche Gesundheitñ sollte 

eingegliedert werden. 

Idealerweise kann hier der Vor-

sorgegedanke benannt werden. 

Vorschlag für eine Ergänzung: 

ĂIm Sinne des vorsorgenden 

Umweltschutzes sollten Grenz-

werte möglichst weit unterschrit-

ten werden.ñ 
 

Kap. 5.1.1-G3 
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28 5.1.3 Schienenverkehr 

Erläuterungen 12, 11. Spiegel-

punkt 

Düsseldorf Messe ï Düsseldorf-

Stadtmitte 

Siehe Stellungnahme zur zeichne-

rischen Darstellung in der Beikarte 

5, Stadtbezirk 5 Lohausen 

Bitte unter 12, 11. Spiegelpunkt 

die Formulierung wie folgt än-

dern: 

Düsseldorf Messe (über Messe 

Süd) ï Düsseldorf-Stadtmitte 

 

 Kap. 7-Beikarte 5A 
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29 5.1.5 Flughäfen/Luftverkehr 

(G1) ĂDie Betreiber der Ver-

kehrsflughäfen und Träger öf-

fentlicher Belange sollen die 

infrastrukturellen Voraussetzun-

gen für Kooperationen schaffen, 

z.B. durch eine bessere verkehr-

liche Verbindung der Flughäfen 

miteinander. Die Träger öffentli-

cher Belange sollen sich für eine 

leistungsfähige Anbindung des 

Planungsgebietes Düsseldorf an 

das Luftverkehrsnetz einsetzenñ. 

 Die Ausführungen im Entwurf des 

Regionalplanes beruhen zum Teil 

auf Annahmen, die bereits in der 

ĂLuftverkehrskonzeption NRW 

2010ñ des Landes aus dem Jahr 

2000 verworfen worden waren bzw. 

sich später in partieller Umsetzung 

dieses Konzeptes nicht erfüllt ha-

ben. Die Formulierungen im Regio-

nalplan-Entwurf erkennen zwar an, 

dass Ădas stetige Voranschreiten 

der internationalen Arbeitsteilung 

und Wirtschaftsverflechtun-

genéeinen entsprechend steigen-

den Luftverkehr zu Folge (hat)ñ und 

Ăf¿r den steigenden Luftver-

kehréausreichende Kapazitªten 

bereitgehalten werden (m¿ssen)ñ. 

Daraus wird lediglich die Konse-

quenz gezogen, dass Ăeine Koope-

ration der Flugplätze Düsseldorf, 

Köln/Bonn, Weeze und Möncheng-

ladbach eine wichtige Vorausset-

zungñ sei, Ăum die unterschiedlichen 

Standortpotenziale und Ressourcen 

optimal einzusetzenñ, wobei diese 

Kooperation Ădurch den Ausbau 

einer entsprechend leistungsfähi-

gen multimodalen verkehrlichen 

Verbindungñ wesentlich erleichtert 

werden könne. 

 Es wird dafür plädiert, dass die 

Bedeutung des Düsseldorfer 

Flughafens auch im Regional-

plan deutlich herausgehoben 

wird. Daher wird angeregt, dass 

die in Abs. 1 zitierten, gewis-

sermaßen in den Erläute-

rungstexten Ăverstecktenñ Ziel-

vorstellungen der übrigen Sys-

tematik des Regionalplanes ent-

sprechend als Ziel formuliert 

werden:  

(Z1) ĂUm den aufgrund voran-

schreitender internationaler Ar-

beitsteilung und Wirtschaftsver-

flechtungen zunehmenden Luft-

verkehr bewältigen zu können, 

ist ein bedarfsgerechter Ausbau 

der Luftverkehrsinfrastruktur 

erforderlichñ. 

Darüber hinaus wird angeregt, 

den Grundsatz G1 zu kürzen: 

ĂDie Betreiber der Verkehrsflug-

häfen und die Träger öffentlicher 

Belange sollen sich für eine leis-

tungsfähige Anbindung des Pla-

nungsgebietes Düsseldorf an 

das Luftverkehrsnetz einsetzenñ. 

Für die Erläuterungen zu Z1 und 

G1 wird folgende Formulierung 

Kap. 5.1.5-Allgemein 

Kap. 5.1.5-G1 
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Diese Schlussfolgerung negiert die 

Entwicklung des Luftverkehrsmark-

tes NRW der letzten Jahre und wird 

der Stellung des Flughafens Düs-

seldorf insbesondere für die Wirt-

schaft NRWôs und dar¿ber hinaus in 

keiner Weise gerecht. Dass der 

Flugplatz MG hier überhaupt keine 

Rolle mehr spielen kann, wird selbst 

in Kap. 6 ĂKomplett wegfallende 

textliche Darstellungenñ (im Ver-

gleich zum GEP 1999) der Begrün-

dung zum Regionalplan erklärt, weil 

Ăeine Entlastung des Verkehrsflug-

hafens Düsseldorf aufgrund der 

infrastrukturellen und technischen 

Ausstattung und der Lageéin der 

Haupteinflugschneise des Flugha-

fens Düsseldorf nicht darstellbar 

istñ, nachdem Ăein weiterer Ausbau 

der Infrastruktur des Verkehrslan-

deplatzes Mönchengladbach auf-

grund der Lagebeziehungen zum 

Verkehrsflughafen D¿sseldorfñ 

schon in o.g. Konzept Ănicht favori-

siertñ worden war. Der Flughafen 

Weeze bespielt ein Nischenprodukt 

(Low-Cost-Carrier) und ist für ande-

re, nicht-subventionierte Segmente 

des Luftverkehrsmarktes offensicht-

lich irrelevant, woran auch eine 

wirtschaftlich kaum tragfähige und 

vorgeschlagen: ĂDie Globalisie-

rung der Wirtschaft stellt gerade 

auch an die Luftverkehrs-

infrastruktur erhöhte Anforde-

rungen. Eine leistungsfähige 

internationale Ausrichtung dieser 

Infrastruktur ist einer der wich-

tigsten Standortfaktoren für die 

exportorientierten Produktions- 

und Dienstleistungsunterneh-

men in NRW und darüber hin-

aus. Eine solche Luftverkehrsinf-

rastruktur ist unabdingbare Vo-

raussetzung dafür, dass sowohl 

diese Unternehmen als auch der 

Wirtschaftsstandort NRW insge-

samt im internationalen Wettbe-

werb künftig bestehen können. 

Im Interesse der wirtschaftlichen 

Entwicklung sowie eines flüssi-

gen großräumigen Passagier- 

und Güterverkehrs soll das Pla-

nungsgebiet Düsseldorf an das 

deutsche und internationale 

Luftverkehrsnetz angeschlossen 

bleiben. Die Entwicklung des 

Luftverkehrsmarktes hat gezeigt, 

dass innerhalb Nordrhein-

Westfalens dem Flughafen Düs-

seldorf ï auch aufgrund seiner 

stetig steigenden Drehkreuz-

funktion ï die größte Bedeutung 
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wohl noch weniger finanzierbare 

Ămultimodale verkehrliche Verbin-

dungñ zwischen D¿sseldorf und 

Weeze ï womit über die A 57 hin-

aus nur eine direkte Schienenver-

kehrsverbindung gemeint sein 

könnte - nicht das geringste ändern 

würde. 

Der ĂKooperationsgedankeñ der 

Luftverkehrskonzeption unter der 

¦berschrift der ĂDezentralitªt der 

Luftverkehrsinfrastrukturñ, der we-

sentlich auch auf Köln/Bonn abzielt, 

entspricht dem offenkundigen 

Wunsch des Landes, Chancen und 

Belastungen des Luftverkehrs Ăge-

rechtñ ¿ber das Land zu verteilen, 

vielleicht auch, um auf diese Weise 

die Defizite der anderen Flughäfen 

auszugleichen. Nach Aussage des 

Flughafens hatte es eine Vielzahl 

von Gesprächen zu potenziellen 

Kooperationen gegeben, die daran 

scheiterten, dass alle Beteiligten 

offensichtlich nicht vereinbare Vor-

stellungen hatten. Der Kooperati-

onswunsch des Landes spiegelt 

letztlich nicht die Bedürfnisse des 

Marktes wider. Die in o.g. Konzept 

befürwortete und inzwischen vor-

handene ICE-Verbindung zwischen 

zukommt. Das angestrebte Plan-

feststellungsverfahren verfolgt 

das Ziel, die Kapazität des Flug-

hafens Düsseldorf dem Bedarf 

des Wirtschaftsstandortes Nord-

rhein-Westfalen, seiner Unter-

nehmen und seiner Bewohner 

anzupassen. Hierbei sind ent-

sprechend den fachrechtlichen 

Vorgaben die Belange des 

Schutzes der Bevölkerung vor 

Fluglärm sowie des Umwelt- und 

Naturschutzes bei der Fach- und 

Bauleitplanung zu beachten.ñ 
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den Flughäfen Düsseldorf und Köln 

hat das Marktpotenzial des Letzte-

ren offenbar kaum erweitert. 

Die Attraktivität des Düsseldorfer 

Flughafens sowohl für Fluggesell-

schaften als auch für Passagiere 

ergibt sich aus seiner zentralen 

Lage, seiner sehr guten Anbindung 

und inzwischen auch aus seiner 

hohen Frequenz, die viele Umstei-

gemöglichkeiten eröffnet. In gewis-

ser Weise handelt es sich dabei um 

einen selbstverstärkenden Prozess. 

Ohne eine Ăkritische Masseñ an 

Passagieren würde er diese Rolle 

als ï wenn auch kleineres - Dreh-

kreuz nicht spielen können. Wenn 

das Land sonst in seiner Struktur-

politik seit Jahren den Grundsatz 

ĂStªrken stªrkenñ verfolgt, stellt sich 

die Frage, warum das gerade auf 

diesem Feld nicht geschehen soll, 

obwohl doch gerade auf ihm die 

Richtigkeit dieses Grundsatzes 

durch die faktische Entwicklung 

eindrucksvoll belegt wird. 
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30  

5.1.5 Flughäfen/Luftverkehr 

(G2) ĂDie Gewerbeflªchen an 

den Flugplätzen in Düsseldorf, 

Weeze und Mönchenglad-bach 

sollen für flughafenaffines Ge-

werbe vorgesehen werdenñ  

Dieser Grundsatz ist richtig, greift 

für die Düsseldorfer Situation et-

was zu kurz: ĂFlughafenaffinñ sind 

in Düsseldorf nicht nur Transport-

unternehmen oder gewerbliche 

Dienstleister, sondern ganz we-

sentlich auch bürobasierte Unter-

nehmen, für die die Flughafennähe 

ein wesentliches Standortkriterium 

ist. Die meisten der in der Airport 

City angesiedelten Unternehmen 

begründen ihre Standortentschei-

dung mit dieser Eigenschaft. 

Erläuterung 3, Satz 3 sollte um 

folgenden Zusatz ergänzt wer-

den: ĂAls flughafenaffin sind sol-

che gewerblichen Nutzungen zu 

verstehen, die hinsichtlich ihres 

Transportbedarfs oder des Erfor-

dernisses einer Luftverkehrsmo-

bilität aufgrund ihrer weiträumi-

gen Geschäftsbeziehungen we-

sentlich auf einen Flughafen an-

gewiesen sind oder in einer posi-

tiven Wechselwirkung hiermit 

stehen (z.B. luftfrachtaffine 

Transportunternehmen, Logistik-

unternehmen wie Lager und Ver-

teilzentren, überregional und 

international ausgerichtete 

Dienstleistungsunternehmen, 

Hotellerie, Gastronomie, Zuliefe-

rer). 

 

 

Kap. 5.1.5-G2 
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31  

5.1.5 Flughäfen/Luftverkehr 

Erläuterungen Abs. 2 

ĂEine Kooperation der Flugplªtze 

Düsseldorf, Köln/Bonn, Weeze 

und Mönchengladbach ist wichti-

ge Voraussetzung, um die unter-

schiedlichen Standortpotenziale 

und Ressourcen optimal einzu-

setzen.ñ 

Der vor Jahren geplante Ausbau 

des Flugplatzes Mönchengladbach 

ist nicht beschlossen worden. Im 

LEP-Entwurf von 2013 ist der 

Flugplatz nicht als landes- oder 

regionalbedeutsamer Flugplatz 

enthalten. Die Luftverkehrskon-

zeption 2010 des Landes NRW 

verweist auf mögliche flugsiche-

rungstechnische Probleme bei 

einer verstärkten Nutzung des 

Mönchengladbacher Flugplatzes. 

Der Hinweis auf die Kooperation 

des Flughafens mit dem Flug-

platz Mönchengladbach sollte 

gestrichen werden. 

 

 

Kap. 5.1.5-G1 
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32  

5.4.2 Lagerstätten fossiler 

Energien und Salze 

(G2, G3): Fracking zur Gasgewin-

nung aus unkonventionellen Erd-

gasvorkommen soll insbesondere 

in den unter Grundsatz 3 genann-

ten Bereichen nicht eingesetzt 

werden. 

Es gibt im Regionalplan-Entwurf 

keinen grundsätzlichen Aus-

schluss von Fracking. Dies ent-

spricht nicht der Auffassung der 

Stadt Düsseldorf. 

In der Stellungnahme zum Leitli-

nien-Entwurf des Regionalplans 

der Stadt Düsseldorf vom 

31.05.2012 wurde angeführt, 

dass Fracking im gesamten 

Stadtgebiet auszuschließen ist. 

Der Rat der Landeshauptstadt 

spricht sich in Beschlüssen von 

2012 und 2014 einstimmig gegen 

Fracking aus. 

Für das Stadtgebiet Düsseldorfs 

ist allerdings aufgrund der Ein-

schränkungen im aktuellen Regi-

onalplan-Entwurf Fracking so gut 

wie ausgeschlossen, da Fracking 

nicht in ĂAllgemeinen Siedlungs-

bereichenñ, ĂRegionalen Gr¿nzü-

genñ, ĂBereichen f¿r den Schutz 

der Naturñ bzw. ĂBiotopverbund-

flªchen der ersten Stufeñ einge-

setzt werden soll (vgl. Beikarten). 

Weil es aufgrund der Ausschluss-

kriterien gemäß (G3) in Düssel-

dorf ohnehin kaum räumliche 

Möglichkeiten für Fracking gibt, 

sollte das Stadtgebiet Düsseldorf 

von vornherein komplett für Fra-

cking ausgeschlossen werden. 

 

 

Kap. 5.4.2-G2 

Kap. 5.4.2-G3 
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33 B. Zu den Beikarten / Erläuterungskarten 

Vorgaben und Erläuterungen aus 
dem Regionalplanentwurf 

Sachverhalt / Bewertung 
Anregung / Änderungs-
vorschlag 

Beikarten (4H) 

In der Beikarte 4H ï Vorbeugender 

Hochwasserschutz ï sind die in 

Düsseldorf befindlichen Risikoge-

wässer mit den bisher für die Fest-

setzungsverfahren ermittelten Über-

schwemmungsgebieten berücksich-

tigt.  

Aufgrund der Kleinmaßstäblichkeit 

der Karten sind jedoch kleine Über-

flutungsflächen (z.B. am Hoxbach 

und der Südlichen Düssel) nicht 

mehr zu erkennen.  

Die Bäche, für die bisher noch keine 

Überschwemmungsgebietsflächen 

ermittelt wurden (z.B. Dickelsbach), 

sind aber schon als Risikogewässer 

dargestellt. Gleiches gilt auch für die 

zeichnerische Darstellung des Regi-

onalplans, Blätter 19-20 und 24-25.  

Die Festsetzungsverfahren sind bis-

lang nicht abgeschlossen. Eine Re-

gelung, welche Überschwem-

mungsgebietsflächen zukünftig 

maßgeblich sind, wird erst mit Ab-

schluss der Festsetzungsverfahren 

getroffen.  

Die dargestellten Überschwem-

mungsflächen sind bereits von der 

Bezirksregierung in der Form von 

Hochwassergefahren- und -

risikokarten veröffentlicht. 

Bislang waren die ehemals ermittel-

ten Überschwemmungsgebiete an 

Rhein und Schwarzbach per Ver-

ordnung der Bezirksregierung Düs-

seldorf sichergestellt. Diese Verord-

nungen wurden bislang nicht außer 

Kraft gesetzt. Das Überschwem-

mungsgebiet der Anger war im 

Hochwasseraktionsplan von 2001 

veröffentlicht worden. Insbesondere 

bei der Neuermittlung der Über-

schwemmungsgebietes von Anger 

und Schwarzbaches haben sich 

umfangreiche Änderungen ergeben. 

Zu den neu ermittelten und im Regi-

Die im Regionalplan darge-

stellten Überschwem-

mungsflächen sollten zeit-

nah aktualisiert werden, 

wenn sich in den Festset-

zungsverfahren Änderun-

gen ergeben.  

Darüber hinaus werden die 
Ausführungen zur Kenntnis 
genommen.  

 

Kap. 7-Beikarte 4H 

Kap. 8.2.PZ2de-Allgemein 



 

Seite 40 von 292 

 

onalplan dargestellten Über-

schwemmungsgebietsflächen an 

Anger und Schwarzbach ist zu be-

achten, dass dazu seitens der Stadt 

Düsseldorf im Festsetzungsverfah-

ren eine kritische Stellungnahme 

abgegeben wurde. Es ist von Seiten 

der Stadt Düsseldorf eingewandt 

worden, dass die ermittelten Flä-

chen unplausibel sind und der Prü-

fung und ggf. Überarbeitung bedür-

fen. 
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Zur Streichung der Erläute-

rungskarte ĂKlimañ ( im Ver-

gleich zum GEP `99) 

Eine der wirksamsten Klimaan-

passungsmaßnahmen zur Be-

grenzung der Überwärmung ver-

dichteter Innenstadtbereiche ist 

die Sicherung von Kaltluftentste-

hungsgebieten und der Kaltluftzu-

fuhr durch entsprechende Ventila-

tionsschneisen.  

Für die Belange der Klimaanpas-

sung wäre es daher sinnvoll, wenn 

solche klimaökologischen, regional 

bedeutsamen Ausgleichsräume 

auch weiterhin wie im GEP `99 in 

einer Erläuterungskarte dargestellt 

würden. 

Vorschlag: aktuelle Erläuterungs-

karte ĂKlimañ erstellen lassen. 

 

 

Kap. 7-Allgemein 
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C. Zur Begründung 

Vorgaben und Erläuterungen 
aus dem Regionalplanentwurf 

Sachverhalt / Bewertung Anregung / Änderungsvorschlag 

2.3.1 Klimaschutz und Klima-

anpassung, Absatz 2, Satz 2 

ĂDenn auch der Klimaschutz 

kann und soll sich als Belang 

nicht in jedem Fall durchsetzen.ñ 

Dieser Satz ist missverständlich 

und kann als indirekte Aufforde-

rung verstanden werden, bei der 

Abwägung den Klimaschutz in 

dem ein oder anderen Fall gerin-

ger zu gewichten, um die Aussa-

ge zu erf¿llen Ăé der Klimaschutz 

é nicht in jedem Fall durchset-

zen.ñ 

Satz bitte streichen 

 

 

Kap. 2.3.1-Allgemein 
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7.1.1.6 ASB-Bedarfe in der Re-

gion 

Beschreibung der aktuellen Ent-

wicklung des Wohnungsmarktes 

durch Aussagen zur Wohnungs-

bauintensität (Wohneinheiten 

WE je 1000 Einwohner) in Tabel-

le 7.1.1.6.1 (S. 154/155) 

Düsseldorf:   1995 Wert 3,72 

                     2012 Wert 0,69 

S.156: ĂVor dem Hintergrund der 

auch in Düsseldorf nur in Maßen 

stattfindenden Wohnungsbautä-

tigkeit, was eine Wohnungsbau-

intensität von 0,69WE/1000EW 

im Jahr 2012 belegt, ist eine 

Verknappung des Wohnraumes 

in Düsseldorf in den nächsten 

Jahren nicht auszuschlieÇen.ñ 

Die hier getroffenen Aussagen 

zum Wohnungsbau der Stadt 

Düsseldorf treffen nicht zu. Tat-

sächlich wurde die Wohnungs-

bauintensität im Jahr 2012 auf 

1,78 Wohneinheiten auf 1.000 

Einwohner/innen nach den städti-

schen Statistiken gesteigert. Der 

in Tabelle 7.1.1.6.1 ausgewiese-

ne Wert von 0,69 und später auch 

im Text zitierter Wert ist nicht 

nachvollziehbar, er entspricht 

eher dem Wert für das Jahr 2011. 

Auch für das Jahr 1995 ist ein 

anderer Wert zu ermitteln (3,94). 

Es ist nicht angegeben, auf wel-

chen Datengrundlagen die Anga-

ben beruhen. Für das noch nicht 

ausgewiesene Jahr 2013 erhöht 

sich die Intensität sogar auf 2,3 

Wohneinheiten.  

Die von der Stadt Düsseldorf initi-

ierte Steigerung des Wohnungs-

baus wird in diesem Kapitel nicht 

ausreichend berücksichtigt. 

Darüber hinaus ist in diesem Ka-

pitel zu beachten, dass die zu-

künftigen Entwicklungen auf Ba-

sis der Prognosedaten des Lan-

Anpassung der Daten unter Anga-

be der Quellen 

Auf die unterschiedliche Datenba-

sis Kommunen/Land muss, z.B. als 

Fußnote, hingewiesen werden. 

Kap. 8.2.PZ1a-
Bedarfsberechnung  
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des basieren und damit von den 

städtischen Prognosen abwei-

chen.(s. Anmerkung zu Kapitel 

3.1.2) 
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7.1.1.6.1 In und Um Düsseldorf 

- Umverteilung nicht realisier-

barer Bedarfe in der Stadt 

Düsseldorf 

S. 170 ff 

Die Regionalplanung soll in Zu-

sammenarbeit mit den Kommu-

nen ein Flächenranking initiieren, 

das ein interkommunal abge-

stimmte Wohnbaulandentwick-

lung vorbereiten kann 

Im Arbeitskreis KOGERE wurde 

ein Abgrenzungsvorschlag für das 

Untersuchungsgebiet In und Um 

Düsseldorf erarbeitet, der von der 

Bezirksregierung übernommen 

wurde (S.171). In diesem Gebiet 

konnten Kommunen über ihren 

eigenen Bedarf hinaus ASB-

Flächen anmelden, die in das 

Flächenranking aufgenommen 

und nach den Kriterien der Be-

zirksregierung bewertet wurden. 

In der Fortschreibung sind die 30 

höchstplatzierten Flächen be-

rücksichtigt.  

Die regionale Zusammenarbeit und 

Abstimmung bei der Bereitstellung 

von Wohnbauflächen wird von der 

Stadt Düsseldorf begrüßt. Für das 

Flächenranking wird allerdings 

noch eine dynamische Komponen-

te gewünscht, die die Mobilisier-

barkeit von bzw. den Zugriff auf 

Flächen stärker berücksichtigt und 

den Regionalplan für aktuell noch 

nicht bestimmbar Flächenentwick-

lungen öffnet, die einen guten Bei-

trag zur regionalen Wohnbauent-

wicklung im Sinne der Ranking-

Kriterien leisten können.  

Hierzu besteht in den regionalen 

Arbeitsgemeinschaften ein Kon-

sens. 

  

 

 

Kap. 8.2.PZ1a-
Bedarfsberechnung / In und 
Um 

Darüber hinaus werden die 
Ausführungen zur Kenntnis 
genommen.  
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7.3.4.2.1 Planzeichen bb-1) 

S.724 

é MaÇnahmen welche aufgrund 

ihres fortgeschrittenen Pla-

nungsstandes (mindestens Plan-

feststellung erfolgt) in einer an-

deren Linienführung darzustellen 

sind und deren bisherige Linien-

führung daher gestrichen wird: 

Düsseldorf-Stadttor (Teilab-

schnitt der regional bedeutsa-

men Linie 704 Düsseldorf Der-

endorf Nord ï Neuss-Stadthalle) 

Die Linie 709 führt nach Neuss. Formulierung bitte wie folgt ändern: 

Düsseldorf Stadttor (Teilabschnitt 

der regional bedeutsamen Linie 

709 Düsseldorf Gerresheim, Kran-

kenhaus ï  Neuss-Stadthalle) 

 

7.3.4.2.2 Planzeichen bb-1) 

S.727 

im Vergleich zum GEP99 neu 

dargestellte Bereiche: 

é MaÇnahmen welche aufgrund 

einer Darstellung im Bedarfsplan 

in geänderter Linienführung dar-

zustellen sind: 

Düsseldorf Stadttor (Teilab-

schnitt der regional bedeutsa-

men Linie 704 Düsseldorf Der-

endorf Nord ï Neuss-Stadthalle) 

Die Linie 709 führt nach 

Neuss. 

Formulierung bitte wie folgt ändern: 

Düsseldorf Stadttor (Teilabschnitt der 

regional bedeutsamen Linie 709 Düs-

seldorf Gerresheim, Krankenhausï 

Neuss-Stadthalle).  

 

Düsseldorf-PZ3bb-1 
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D. Zum Umweltbericht 

Vorgaben und Erläuterungen aus dem 
Regionalplanentwurf 

Sachverhalt / Bewer-
tung 

Anregung / Änderungsvorschlag 

Tab. 3-1 Zusammenfassende Darstel-

lung der geltenden Ziele des Umwelt-

schutzes und der zugeordneten Krite-

rien (S.16) 

Beim Schutzgut ĂMen-

schen / menschliche 

Gesundheitñ werden 

u.a. als Ziele der 

Schutz vor schädlichen 

Umwelteinwirkungen 

auf den Menschen 

durch Lärm, Erschütte-

rungen, elektromagne-

tische Felder, Strah-

lung und Licht benannt. 

Gleiches gilt für den 

Schutz vor den schäd-

lichen Auswirkungen 

durch Luftverunreini-

gungen. 

Diesen Aspekten wird 

im weiteren Verlauf des 

Umweltberichtes und 

den Prüfbögen zu we-

nig oder kein Raum 

gegeben bzw. fehler-

haft dargestellt. 

Beispiel: Prüfbogen 

zum ASB 

Düs_036__ASB (0011-

Es wird eine Erweiterung der Krite-

rien um die fehlenden Parameter 

angeregt, damit ist auch Abkehr 

von der alleinigen Berücksichtigung 

lärmarmer Räume verbunden. 

SUP-Allgemein 
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Vorschlag-29 KommG) 

Unter 1.07 Vorbelas-

tungen fehlt der 

Schiffsverkehr, eine 

Ădichte Wohnbebau-

ungñ als Belastung zu 

definieren erscheint 

angesichts der Stra-

ßenrandbebauung 

fragwürdig.  

Unter 2.03 wird die 

Ădichte Wohnbebau-

ungñ negiert (ĂWohnen 

im Plangebiet nicht 

vorhandenñ), die Lªrm-

belastungen sind nicht 

thematisiert. 
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Kap. 4.1.3 Erholen (lärmarme 

naturbezogene Räume) 

Erläuterungen zu Auswirkungen 

von Lªrm auf Ăruhige Erholungñ 

und den Auswahlkriterien (S. 

21). 

S. 21, 2. Absatz: Der Verweis auf 

fehlende Datengrundlagen zu an-

deren Lärmquellen wie Fluglärm 

erscheint fragwürdig, zumal an 

anderer Stelle Angaben zu dieser 

Lärmart gemacht werden. Aussa-

gen zum Schiffverkehrslärm fehlen 

vollständig. 

Es wird angeregt, die Ergebnisse 

von Lärmuntersuchungen und -

berechnungen aus Genehmi-

gungs- und Änderungsverfahren 

heranzuziehen sowie die Daten 

der Kreise und Städte zu verwen-

den. 

 

SUP-Allgemein 
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Kap. 4.1.5 Entwicklung des 

Umweltzustandes bei Nicht-

durchführung der Fortschrei-

bung des Regionalplans Düs-

seldorf 

(S. 24, 3. Abs.) ĂBezogen auf 

Lªrmemissionen wird éeine 

wahrnehmbare Verringerung der 

Umgebungslärmbelastungen 

durch die zunehmende Aufstel-

lung von Lärmminderungsplänen 

é sowie daraufhin durchzufüh-

rende Maßnahmen zum Lärm-

schutz in Verbindung mit Ent-

wicklung und Betrieb geräusch-

armer Fahrzeuge é bewirken. 

éñ  

Durch die Aufstellung von Lärm-

minderungsplänen wird die Be-

standssituation dokumentiert und 

werden Möglichkeiten zur Lärm-

minderung aufgezeigt. Die Um-

setzung von Maßnahmen zum 

Schutz gegen Lärm ist jedoch nicht 

gesetzlich geregelt. Somit lässt 

sich alleine durch die Aufstellung 

von Lärmminderungsplänen keine 

direkte Lärmminderung ableiten.  

Text bitte wie folgt ändern: 

ĂDie zunehmende Aufstellung von 

Lärmminderungsplänen gemäß § 

47d BImSchG in den großstädti-

schen Ballungsräumen sowie die 

Umsetzung der hier vorgeschla-

genen Maßnahmen kann zur ei-

ner Verringerung der Umgebungs-

lärmbelastung führen. Weitere 

Geräuschminderungen sind mit 

der Entwicklung und dem Betrieb 

geräuscharmer Fahrzeuge zu 

erwarten.ñ 

 

SUP-Allgemein 
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Kap. 4.8 Wechselwirkungen 

Beschreibung des Verständnisses 

von möglichen Wechselwirkungen 

und deren Dimension (S. 61).  

Die ökosystemare Wechselwir-

kungen werden nur auf den 

ĂLandschaftsraumñ beschrªnkt. 

Die Auswahl der erfassten und 

bewerten Wechselwirkungen 

bleibt unklar. 

Es wird eine Betrachtung der öko-

sytemaren Wechselwirkungen für 

das gesamte Raumgefüge ange-

regt sowie eine Auflistung der 

Wechselwirkungen, die erfasst und 

bewertet wurden (Schutzgut bezo-

gen). 

 

 

SUP-Allgemein 
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Kap. 5.1.6.10 Lagerstätten fossi-

ler Energien und Salze  

Beschreibung von Rahmenbedin-

gungen und Verweis auf die Ge-

nehmigungsverfahren zur Beurtei-

lung von möglichen Beeinträchti-

gungen von Schutzgütern, Ver-

weis auf ggf. mögliche Alterna-

tivenprüfung. (S. 78 sowie Anhang 

H, S.2) 

Der Verweis auf nachgelagerte 

Verfahren ggf. mit Alternativen-

prüfung lässt offen, welcher Art 

die Alternativenprüfung (Stand-

ort, technisches Verfahren) sein 

soll. 

Aufnahme standortbezogener Al-

ternativenprüfung auf Ebene des 

Regionalplans. Technische Alterna-

tivenprüfung in nachgelagerten Ge-

nehmigungsverfahren. Benennen 

der Rahmenbedingungen für Alter-

nativenprüfung. 

 

SUP-Allgemein 
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Kap. 5.3.1 Voraussichtliche 

Wirkfaktoren der Planfestlegun-

gen  

Beschreibung von Wirkfaktoren 

und deren Relevanz für die einzel-

nen Planungsebenen. 

Ableitung der Tab. 5-1 Wesentli-

che umweltrelevante Wirkfaktoren 

regionalplanerischer Darstellungen 

(S. 85-87) 

Die Auswahl der wesentlichen 

umweltrelevanten Wirkfaktoren 

der Tab. 5-1 wird nicht dargelegt 

und begründet. Die Reduktion 

der regionalplanerischen Dar-

stellungen beim Energiesektor 

auf ĂWindenergieñ und bei den 

Infrastrukturen auf ĂVerkehrsinf-

rastrukturñ erscheint zu weitge-

hend. 

Darüber hinaus erscheint die 

Zuordnung einzelner Wirkfakto-

ren zu den Schutzgütern i.T. 

unvollständig oder fragwürdig; 

bspw. fehlt in der Kombination 

ĂWindenergie/Landschaftñ die 

visuelle Wirkung. 

Darlegung des Auswahlweges zu 

den Ăwesentlichen Wirkfaktorenñ. 

Warum fehlen bspw. Industriebe-

reiche, Kraftwerksstandorte, Lei-

tungstrassen? 

Wirkfaktoren der zweiten Spalte 

(ĂWindenergieéñ) ersetzen durch 

ĂFreiraumbereiche f¿r zweckge-

bundene Nutzungenñ 

Ergänzung der fehlenden Einfluss-

größen Flug- und Schiffsverkehre 

bei den vorgeschalteten Auswahl-

kriterien in Anhang A, Tab. 3-2 

 
 

 

SUP-Allgemein 

39-
G 

Tabelle 10-1: Monitoringindi-

katoren 

 

Neben den Auswirkungen von Lärm 

auf den Menschen sollte auch die 

Auswirkungen der Luftqualität auf 

die Gesundheit des Menschen als 

Indikator aufgenommen werden. 

Verwendung der Daten der Luft-

messstationen Luftreinhaltepläne, 

Umweltzonen 
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Kap. 11 Allgemein verständ-

liche Zusammenfassung 

(S.123) 

Der Text beschreibt u.a. für die 

Fortschreibung des Regional-

plans vorgenommene Gesamt-

planbetrachtung eine Ăquantita-

tive Gesamtbetrachtungñ 

Die Formulierung im Text lässt ne-

ben der dargestellten quantitativen 

Gesamtbetrachtung auch eine Ăquali-

tative Gesamtbetrachtungñ erwarten, 

die indes fehlt. 

Ergänzung des Textes um eine 

qualitative Gesamtbetrachtung. 

 

 

SUP-Allgemein 

40 Anhang C, Prüfbogen 

Prüfbogen zum ASB 

Düs_036__ASB (0011-

Vorschlag-29 KommG) 

Prüfbogen zu DÜS 057 und 

DÜS 058 

Die Angaben in den Prüfbogen sind 

z.T. fehlerhaft. 

Bei DÜS 036 Nr.2.03 (D- Hamm) 

wird dargestellt, dass Wohnen nicht 

vorhanden ist.  

Unter 2.16 wird die Fläche in Hamm 

dem Landschaftsschutzgebiet LSG 

Lohausen zugeordnet, ebenso sind 

die Flächen DÜS 057 und DÜS 058 

dem LSG Lohausen zugeordnet. 

Bei DÜS 036 ist Straßenrandbe-

bauung und z.T. auch Bebauung 

in 2. Reihe vorhanden.  

 

Überprüfung des jeweils zugehö-

rigen Landschaftsschutzgebietes. 

 

Düsseldorf-PZ1a 
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41 E. Änderungs- und Ergänzungsvorschläge zu den graphischen 

Darstellungen 

Siedlungsstruktur 

Blatt- Nr. 24 

 

 

 

 

Düsseldorf-PZ1a 
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42 Blatt- Nr. 19, Blatt- Nr. 24 
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Düsseldorf-
PZ1a/Düs_036__ASB 
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Düsseldorf-PZ1ec 
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Düsseldorf-
PZ1eb/Düs_012_A_GIBfzN 
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Düsseldorf-PZ1bb 
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Düsseldorf-PZ2dc 
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